
Die deutsche Verunsicherung 
Vortrag am NZZ Podium „Wahlen in Deutschland“ vom 31. August 2017 

Markus Ackeret (Berlin) 
 
Prolog 

 

Am Sonntag in drei Wochen wird in Deutschland ein neuer Bundestag gewählt. Der 
Wahlkampf läuft auf Hochtouren – sollte man meinen. Aber nach einem verfrühten Start im 
Februar und März nach der Benennung von Martin Schulz zum Kanzlerkandidaten der 
Sozialdemokraten scheint bereits alle Luft draussen zu sein. Die Euphorie unter SPD-
Anhängern und auch darüber hinaus dauerte nur kurz – es war die Hoffnung auf politische 
Belebung, auf mehr Kontroverse, auf endlich einmal eine ernstzunehmende Konkurrenz  für 
die Kanzlerin Angela Merkel. Dass diese Hoffnung trügen müsste, war eigentlich relativ 
schnell klar. Aber dass es diesen Hype um Schulz überhaupt geben konnte: Das hat auch mit 
einer Stimmung im Land zu tun, die sich nicht allein mit der Gegenwart erklären lässt. Eine 
Verunsicherung, die unter der Oberfläche bleibt, aber wirkungsmächtig zu sein scheint.  
 
Ich möchte deshalb ein wenig ausholen und in drei Zeitschnitten den „deutschen Weg“ der 
vergangenen 15 Jahre andeuten, bevor ich auf die bevorstehende Wahl zurückkomme. 
 
2002 – Der „kranke Mann“, die Agenda-Politik und die Folgen 

 
Im Oktober 2002 beginnt mein erstes deutsches Abenteuer. Nicht in Berlin, nicht in München 
oder Hamburg, sondern in Frankfurt an der Oder. Auf der Europa-Brücke über den Fluss in 
die einstige Dammvorstadt, das heutige Slubice, stehen noch Grenzbeamte und stempeln 
sogar je nach Lust und Laune den Pass ab. Die Kommilitoninnen aus Weissrussland müssen 
wochenlang auf den ersten Besuch dort warten: Ihr Visum gilt nur für Deutschland. Polen ist 
weder Teil Schengens noch überhaupt der Europäischen Union. Die Europa-Universität 
Viadrina – eine der internationalsten Universitäten Deutschlands – ist zehn Jahre nach ihrer 
Wiederbegründung noch voller Euphorie: Osteuropabegeisterte aus vielen Ländern studieren 
hier und beleben über die Hochschule hinaus die Stadt mit kulturellen Initiativen und 
Veranstaltungsreihen. Die von Plattenbauten geprägte Stadt, die jahrzehntelang mit dem 
Rücken zur Oder lebte, richtet sich städtebaulich wieder auf den Fluss aus. In den Köpfen lebt 
das Misstrauen aber nach wie vor. 
 
In diesem Herbst ist die rot-grüne Regierung in Berlin im Amt bestätigt worden – gegen eine 
Union, die mit Edmund Stoiber als Kanzlerkandidaten angetreten war. Doch den Erfolg kann 
sie nicht lange geniessen. Wirtschaftlich gilt Deutschland als der „kranke Mann Europas“, 
und die von der Niederlage frustrierte Opposition wirft der Regierung Schröder und besonders 
Finanzminister Hans Eichel vor, in einem „Wahlkampfbetrug“ die tatsächliche Finanzlage der 
Bundesrepublik verschleiert zu haben. Auch aussenpolitisch geht es hoch zu und her: 
Schröders brüske Absage an den amerikanischen Präsidenten George W. Bush, an der Seite 
der USA einen Krieg gegen den Irak zu unterstützen, feiert die SPD zwar bis heute als 
Zeichen für Standfestigkeit und Weitsicht. Sie zerrüttet aber das bis dahin lange 
unerschütterliche deutsch-amerikanische Verhältnis und lockt einen tief sitzenden 
Antiamerikanismus hervor, der seither – wiewohl auch durch Konsequenzen amerikanischer 
Politik – hinter jeder Ecke hervorlugt.  
 
Die innerdeutschen Debatten dazu – auch in der SPD gab es Kritiker Schröders – prägen den 
Winter 2002/03. Aber Schröder gelingt in einem anderen Bereich ein Befreiungsschlag, mit 



dem er zugleich auf Jahre hinaus – und eigentlich bis heute – in der Sozialdemokratie 
Zwietracht sät und, so paradox das inhaltlich sein mag, den Weg zurück an die Macht 
versperrt: Mit seiner „Agenda 2010“ und den Hartz-Gesetzen versucht er, den deutschen 
Arbeitsmarkt zu entkrusten. Manchen geht er damit zu wenig weit; vielen viel zu weit. Was 
ausserhalb der deutschen Linken seither weitherum als das nachhaltigste und positivste Erbe 
Schröders gilt, wird Rot-Grün zwei Jahre später zum Verhängnis. 
 
2005 – Merkels Kanzlerschaft beginnt mit einer gefühlten Niederlage  
 
In jenem Herbst 2005 kehre ich nach Berlin zurück; mich hat die Viadrina als 
Inspirationsstätte für meine weitere wissenschaftliche Arbeit nicht losgelassen. Meine 
Wohnung ist just am Tag der Bundestagswahl, dem 18. September, bereit, um einen neuen 
Lebensabschnitt zu starten.  
Die Arbeitslosigkeit in Deutschland ist hoch, und die neue Kanzlerin Angela Merkel – die 
erste Frau, die erste Ostdeutsche in diesem Amt – hat im Wahlkampf gelernt, dass mit 
wirtschaftsliberalen Rezepten die deutsche Wählerschaft eher verschreckt als elektrisiert wird. 
Ganz knapp nur hat sie die Unionsparteien zum Wahlsieg geführt. Zwei Lehren zieht Merkel 
daraus, die bis heute ihre Politik ausmachen. Sie legt, zum einen, ideologische Festlegungen 
ab und regiert mit geradezu aufreizender Flexibilität. Das ermöglicht ihr brüske Kurswechsel 
wie jener von der Verlängerung der Laufzeiten für Atomkraftwerke hin zu deren vorzeitiger 
Abschaltung im Zuge der Energiewende nach Fukushima. Sie tut dies ohne Rücksicht auf ihre 
Partei, die CDU, deren Konservatismus sie Stück für Stück abräumt. Zum andern lernt sie 
schon in der legendären Elefantenrunde am Wahlabend, wie erfolgreich es ist, einfach zu 
schweigen und das Gegenüber ins Leere laufen zu lassen. Schröder realisierte es damals erst 
später. Martin Schulz, der SPD-Kanzlerkandidat für die Wahl in gut drei Wochen, treibt diese 
Form der kühlen Nichtbeachtung zur Weissglut. 
 
2015 – Zwischen Biedermeier und Pegida 

 
Anfang 2015, nach insgesamt acht Jahren in Russland und China, bin ich zurück in Berlin: 
Die NZZ hatte mich nach Moskau und Peking geführt; Berlin und die Viadrina waren 
wiederum nur Zwischenstation gewesen.  
Angela Merkel regiert in ihrer dritten Legislaturperiode. Mit einer grossen Koalition 
übernahm sie 2005 die Macht, und nach den vier für beide Koalitionspartner unerfreulichen 
Jahren von CDU/CSU und FDP scheint es fast so, als fühle sich Merkel in der zweiten 
Auflage der Regierung mit der SPD ab Ende 2013 ganz wohl. Für ihre Kritiker ist diese 
zweite grosse Koalition geradezu der Inbegriff eines Pragmatismus, der an die Verleugnung 
der eigenen ideologischen Grundsätze der CDU geht. Die SPD empfindet sich als Motor, weil 
sie viele ihrer Anliegen durchsetzen konnte. Aber die Unionsparteien verbuchen es auf ihrem 
Wählerkonto. 
 
In diesen Jahren wird Merkels Wort von der Alternativlosigkeit zu einer Art Kampfbegriff. 
Als „alternativlos“ hatte die Kanzlerin ihre Politik in der Euro-Krise bezeichnet. Vor allem 
ihre koalitionsinternen Kritiker fühlten sich dadurch provoziert. Wer „Alternativlosigkeit“ 
propagiert, setzt in letzter Konsequenz die pluralistische Debatte ausser Kraft. Merkel wollte 
gewiss nie die Demokratie abschaffen, wie ihr implizit wütende Bürger und Politiker 
vorhielten. Das Gefühl der politischen Alternativlosigkeit begünstigte aber zwei 
Entwicklungen, die zum Teil parallel, zum Teil nacheinander vonstatten gingen.  
 
In der politisch alternativlosen Welt der Kanzlerin machte sich das wohlige Gefühl breit, das 
manche Kommentatoren an die Biedermeierzeit erinnerte. Vor dem geistigen Auge taten sich 



Lebenswelten von Stifterscher Epik auf: Deutschland gleichsam im ewigen „Nachsommer“. 
Im Rückblick scheint es so, als habe gerade diese Einkehr nach innen Kräfte der 
Unzufriedenheit freigesetzt. Die Pegida-Bewegung in Dresden, die sich im Oktober 2014 
bildete und im Dezember und Januar in grossen montäglichen Kundgebungen ihren 
Höhepunkt erreichte, deutete an, dass die unpolitisch anmutende Sattheit die deutsche Politik 
eben doch nicht korrekt beschreibt. Was die von der Pegida-Führung angelockten Bürger 
umtrieb, war das Misstrauen gegenüber dem Staat und seinen Repräsentanten: den Politikern, 
den Medien, schlicht den „Eliten“. Es kam nicht aus dem Nichts und hatte ganz vielfältige 
Ursachen: Wirtschaftlichen Misserfolg, Angst vor der Zukunft, Unmut über den Umgang der 
etablierten Politik und Medien mit der Ukraine-Krise und Russland, das Gefühl, in der 
Globalisierung die vermeitlich traditionellen Werte und den gesellschaftlichen Konsens zu 
verlieren. Feindbild wurde nicht einfach das „Fremde“, sondern der Islam. Paradoxerweise 
gerade dort, wo Religion ein halbes Jahrhundert zurückgedrängt worden war, wurde das 
christliche Abendland zur Metapher für eine geistige Heimstatt, die verlorenzugehen droht. 
 
Der Umgang der so gescholtenen „Etablierten“ mit dieser Bewegung und diesen Bürger-
Anliegen war für die Demonstranten der Beweis für die Richtigkeit ihres Unbehagens. Die 
„Berliner Republik“ löste das Problem mit den in der Tat wenig vertrauenerweckenden 
Störenfrieden von Dresden, Leipzig und einigen anderen Städten damit, dass sie diese 
Bewegungen zur Gefahr für die Demokratie stilisierte. Sie verfiel in zeitweise im Verhältnis 
zum tatsächlichen Geschehen geradezu provozierende Hektik. Die Sache mit Pegida löste sich 
vermeintlich von selbst, als sich deren Führung binnen weniger Wochen heillos zerstritt. Sie 
war aber das deutlichste Zeichen einer Re-Politisierung, die im Laufe des Jahres 2015 
erheblich an Fahrt aufnahm.  
 
Auch die Öffnung der Grenzen für Hunderttausende von Flüchtlingen Anfang September 
2015 begründete die deutsche Kanzlerin zwar implizit mit „Alternativlosigkeit“. Aber im 
Unterschied zur einschläfernden Wirkung und dem Hang zur Einkehr nach innen war Merkel 
nun plötzlich so angreifbar, wie sie während ihrer Kanzlerschaft nie gewesen war. Jetzt, da sie 
weniger dem Opportunismus als offenkundig einer inneren Überzeugung gefolgt war, brachte 
sie die Kritiker der „Alternativlosigkeit“ und der biedermeierlichen Gemütlichkeit zum 
Schweigen. Es gelang ihr aber nicht, ihre Flüchtlingspolitik schlüssig zu erläutern und mit 
einer politischen Idee zu verbinden. Dieses Unvermögen, viel mehr aber noch der eklatante 
Widerspruch der praktischen Folgen ihrer Flüchtlingspolitik zur Sicherheitspolitik der CDU, 
der zeitweilige Kontrollverlust des Staates, kostete sie erheblich an Glaubwürdigkeit. 
Hauptprofiteur für zwei Jahre wurde die Alternative für Deutschland (AfD), die Merkels 
Flüchtlingspolitik unbeabsichtigt vor dem Untergang gerettet hat. Merkels Flüchtlingspolitik 
traf auf Teile der Bevölkerung, die bereits verunsichert waren.  
 
Von der „Alternativlosigkeit“ zur Re-Politisierung – und zurück 

 

In der Flüchtlingskrise fand zwar eine Re-Politisierung statt, eine politische Mobilisierung, 
die bis in die Landtagswahlen der vergangenen Monate hinein mit höherer Wahlbeteiligung 
und der Reaktivierung von bisherigen Nichtwählern zu erkennen war. Für das politische 
Gefüge hatte sie aber eine fatale Dynamik. Diese steigerte die Verunsicherung und das 
Unbehagen über die Politik zusätzlich: Hätte der Bundestag über die Flüchtlingspolitik 
abzustimmen gehabt, wäre ironischerweise die Skepsis aufseiten der Koalitionsparteien 
CDU/CSU und SPD grösser gewesen als bei der Opposition. In der politischen Realität 
bedeutete das, dass im Bundestag eine fast schon gespenstische Einmütigkeit in dieser Frage 
herrschte, die die Bevölkerung so sehr aufwühlte. Das Gegensteuer der CSU war zwar zur 
Stabilisierung der Unionsparteien bedeutsam, aber im Bundestag ohne Auswirkung; auch 



Horst Seehofer liess seine CSU-Landesgruppe nicht gegen die eigene Kanzlerin stimmen. 
Von der Mobilisierung profitierte daher bis weit ins Jahr 2016 hinein vor allem die AfD, 
während die Kanzlerin an Vertrauen verlor und die SPD die Chance verspielte, eine 
eigenständige Position zur Flüchtlingspolitik innerhalb der grossen Koalition zu verfolgen. 
Der damalige Parteichef und Vizekanzler Sigmar Gabriel liess sich von den 
Stimmungsschwankungen der Öffentlichkeit treiben. Sein Nachfolger, der Kanzlerkandidat 
Martin Schulz, nagt nun daran im Wahlkampf.  
 
Die unterschwellige Verunsicherung, die die Regierung nicht aufzufangen wusste, spiegelte 
sich während der Flüchtlingskrise in abrupten Stimmungsschwankungen. Im Sommer 2015 
dominierten, durch die Medienberichterstattung verstärkt, die düsteren Berichte über die 
Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte. Sie kulminierten in den unschönen Szenen während 
des Besuchs der Kanzlerin in Heidenau bei Dresden. Der damalige Bundespräsident Joachim 
Gauck sprach, in einer unglücklichen Wortwahl, von „Dunkeldeutschland“. Alte Reflexe über 
West und Ost wurden aufgewärmt. Vor diesem Hintergrund war die euphorische Begrüssung 
der Flüchtlinge in den Bahnhöfen ab dem Spätsommer 2015 eine Art Statement. Manche 
luden ihr Engagement sogar mit Anti-Nazi-Parolen auf. Als das Offensichtliche klar wurde – 
dass nämlich mit dem Empfang der Ankömmlinge und deren Unterbringung in Turnhallen 
und Asylheimen die grösste Herausforderung erst noch kommt –, kippte die Stimmung ebenso 
abrupt und kehrte sich spätestens nach der Kölner Silvesternacht gänzlich um. Das wurde 
dann in den darauffolgenden Landtagswahlen die Stunde der AfD. 
 
Ein ähnliches Muster, wenn auch mit bescheidenerer Tragweite, wiederholte sich ab Ende 
Januar dieses Jahres mit der SPD. Kaum war Schulz zum Kanzlerkandidaten ausgerufen 
worden, schnellten die Umfragewerte der Sozialdemokraten in die Höhe. Ende Februar 
überholten sie sogar die Unionsparteien im ARD-Deutschlandtrend, die gleichzeitig auf ihre 
seit langem tiefsten Werte gesunken waren. Ein Wechsel schien möglich; Merkel wirkte 
verzagt, noch mehr aber ihre Partei, die am liebsten gleich mit vollem Tempo in den 
Wahlkampf eingestiegen wäre. Die Kanzlerin mahnte zur Zurückhaltung und zur Geduld. Sie 
bekam Recht. Allerdings wirkten der wochenlange Höhenflug, die Euphorie, die geradezu 
beklemmende Vergötterung des biederen, aber umso selbstbewussteren Sozialdemokraten 
Schulz auf Aussenstehende beängstigend. Wie war es möglich, dass eine einzelne Person, 
zumal ein nicht besonders ansehnlicher gut 60-jähriger Mann mit Bart und geringer 
innenpolitischer Stählung, die halbe Nation durcheinander brachte? Und dies, ohne dass sich 
die Sozialdemokratie auch sonst personell erneuert, das Programm wirklich angepasst hatte? 
Was heisst das für das politische System, für das Parteiengefüge, wenn ein Parteichef einer 
widerspenstigen Partei mit hundert Prozent zum Vorsitzenden gewählt wird? 
 
Die Rückkehr zur Normalität kam schneller, als es auch jene erwartet hatten, die Schulz‘ 
Höhenflug für ein Ergebnis eines Befreiuungsschlags unter medialer und demoskopischer 
Begleitung gehalten hatten. Die Ernüchterung hat aber auch manche Hoffnung zerstört. Die 
irren Schwankungen – da Gottkanzler, dort ohnmächtiger SPD-Vorsitzender, der Niederlage 
um Niederlage erläutern muss – haben das Gefühl der Alternativlosigkeit reaktiviert. Merkel, 
die noch bei der Ankündigung ihrer neuerlichen Kandidatur im vergangenen November 
gesagt hatte, dies werde der härteste Wahlkampf werden, sieht sich plötzlich wieder einer 
satten Mehrheit gegenüber. Die CDU hat zwar ein Wahlprogramm, aber das eigentliche 
Programm heisst auch dieses Jahr Angela Merkel. Im Winter 2016 hätte solches niemand zu 
prophezeien gewagt.  
 
 

 



Selbstgerechtigkeit und ferne Zukunft 

 

Die wichtigen Parteien – Union, SPD, FDP, Grüne, Linke – stellen Zukunftskonzepte in ihren 
Mittelpunkt, auch wenn sie bisweilen eher das „gute Gestern“ beschwören, um die 
Zukunftsfähigkeit zu sichern. Aber bedeutet die Rückkehr der Alternativlosigkeit wirklich, 
dass Merkel das sicherste Zukunftsversprechen ist? Den Überdruss am angeblichen Konsens, 
den alle beklagen, hat noch zu keiner produktiven Kontroverse geführt. Schulz‘ anfänglicher 
Hang dazu, Deutschland als Sanierungsfall darzustellen und die Mehrheit der Bevölkerung als 
Zukurzgekommene, stand quer zur Realität und trug vermutlich zur raschen Abkühlung der 
Euphorie noch bei. Dabei gäbe es viele Grundsatzfragen zu besprechen. Die Frage nach der 
Rolle des Staates in der Gesellschaft nimmt sich ganz eigentlich nur die FDP vor.  
 
Auch die aussenpolitische Rolle Deutschlands ist nach wie vor von sehr viel 
Selbstgerechtigkeit geprägt. Zur Verteidigerin des Westens haben einige Kommentatoren die 
Kanzlerin nach dem Wahlsieg Donald Trumps bereits stilisiert – sie lehnt die Rolle für sich 
ab; zurecht, weil sie sie politisch im Grund weder erfüllen kann noch will. Der Brexit und die 
Wahl Emmanuel Macrons in Frankreich machen die Zukunft der Europäischen Union wieder 
zu einem Hauptschauplatz; Deutschlands Rolle dabei schwankt zwischen Verzagtheit und 
Selbstbewusstsein. Die deutsche  Flüchtlingspolitik hat einen aussenpolitischen Flurschaden 
in Europa hinterlassen, der vor allem mit Blick auf Ostmitteleuropa noch noch zu wenig 
ernstgenommen wird. Was auf Merkel lastet, würde unter Schulz noch schlimmer. Das 
Aufplustern gegenüber Trump, das dieser einfordert, ist vor allem deshalb selbstgerecht, weil 
ein SPD-regiertes Deutschland gleichzeitig die europäischen Verbündeten an der 
Verlässlichkeit zweifeln lässt, wenn es um die Rüstungsausgaben geht. Und die deutsche 
Verunsicherung ist auch im Verhältnis zu Russland zu spüren. Die Verklärung der Ostpolitik 
im Kalten Krieg, ja sogar der deutsch-sowjetischen Sonderbeziehungen in der 
Zwischenkriegszeit lässt die geopolitische Neuordnung sowohl in ganz Europa wie auch im 
ehemals sowjetischen Einflussgebiet völlig ausser acht. Eine substanzielle Debatte darüber 
findet jedoch ausserhalb von Fachkreisen nicht statt.  
 
Für das deutsche Unbehagen gibt es keinen Fluchtpunkt. Und Merkel ist, wenn sie denn, 
wonach es derzeit aussieht, auch nach dem 24. September noch regieren kann, nur die 
sicherste Gewähr dafür, dass die Verwaltung dieses Zustands bleibt. Der Punkt, an dem 
Helmut Kohl 1998 stand, ist noch nicht erreicht – und Schulz kein Schröder. Die 
Beschwichtigung als politisches Rezept funktioniert noch immer frappierend gut. Die Probe 
darauf kommt möglicherweise erst nach dem 24. September. 
 
 
(Ende) 


